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Bürgerbegehren in Langeflselbold,,6ürgerl)egehrerl Kinzigsee in l-atlgensel-

bold"

Sehr geehde Damen und Herren,

ln vorliegender Angelegenheii soll ein recht iches Gutachtef zur Frage der ZLtlässig-

keit des bei der Stadt eingereichten Birrgerbegehrens ,Bürgerbegehren Kinzlgsee in

Langenselllold" erstellt werden

Gegensiand der nachfolgenden Prüfung lst das zuvor beze chnete Bürgerbegehren,

das arn 25.07.20'18 beim l\,4agiskat elngereicht u/urde GrLindlage des Brlrgerbegeh-

rens ist das Begehren der Bürgerlnitiative, ene zetlich begrenzte Verpacht!ng des

Kinzrgsees zu erzielen.

Wir nehme,] inso\,veit Bezug auf die uns zur Verfügung gestellten Unterlagen sowie

die gemeinsarne persönliche Unterredung in Lrnserem Hause vom 08 08.2018.

Ausgangspunkt und Grundlage für die Prufung der Zulässigkelt eines Bürgerbegeh-

rens ist § Bb HGO. Danach bestehen verschiedene Volaussetzungen, die zwingend

vorliegef müssen, damit ein Bürgerbegehren für zulässtg erachtet werden kai-irl. Das

Bürgerbegehren muss elnen zulässigen Prüfungsgegenstand beinhalten Es rnuss ein

Antrag auf Durchführung eines Bürgetentscheids, die zu entschetdende Frage. e ne

Begründung Lrnd eine na6h deir gesetzlicl'ren Besiiinmungen durchfühibaaert Vol-

schlag für die Deckung der Kosten der verlangten l,4aßnahme (Kostendeckungsvor-

scl]lag) enthaiten sowie bis zu dre Vertrauenspersonen beze chnen, die zur Entge-

gennal]me von fuliiiellür]gen und Entsoireldurtgen der Stadt, sowie zur Abgabe vorl
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Erkärungen gegenüber dem Magistrai ermächtigl sind (§ Bb Abs 2 HGO). Ferner

muss das Bürgerbegehren von mindestens 10 v. l-1. der bei der letzten städtischen

Wahl erm tieLien Zahi der vr'ahlberechtigten Elnwohner unterze chnet sein (§ 8b Abs. 3

Satz 3 HGO) Das Bürgerbegehren muss schriftlich beim N4agrstrat eingereicht se n,

sofern es sich gegen enen Beschluss der Stadtverordnetenversaminlung flchtei,

muss es innerhalb von acht Wochen nach Bekanntgabe des Besch usses elngerelcht

sein (§ 8b Abs 3 Satz 1 HGO)

ln vorliegender Angelegenheit ist zu den einzelnen Voraussetzungen fo gendes aus-

zufr.l hren:

1. Zulässiger Prüfungsgegenstand

Ein BLlrgerbegehren ist zulässlg, wenn es elfe wichtige Angelegenheit betrlfft (§ Bb

Abs 1 HGO) und keine Ausschlussgrül]de gem. § Bb Abs. 2 HGO vorliegen.

A s wichlige Angelegenhe ten illr SiIne der Vorschriii sind insbesondere so]che aTrzu-

sehen, dle fllr die Bürger einer Geme nde bedeLrtsam sind und Belange der Eln\'voh-

ner der Gemende berljhren. Dazu gehören rnsbesondere bedeutsamere Planungen

ur'ld Vorhaben. wle dle Errichtungen wesentrche Anderungen und Aulhebung ge-

merndlicher Einrichtungen. Dabei könne nichi iedglich daraui abgestelt werden, ifl

y/elchen] Umiang finanzieile Mittel zur Vefügung gestelli v,/erden soilten (Hess. VGH,

Urt. v 28 10 1999 - 8 UE 3683/97 - recherchie( beiluris) ln Abgrenzung hierzu liegt

ein laufendes Veryvaltungsgeschäft vor wenn es sich um eln regelrnäßig wiederkeh-

rendes Rechtsgeschäft handelt. das für die Stadt flnanzle I und politisch weniger be-

deutsam ist (Schneider/Dreßler u a., Hco-Kommentar. Er 'l zu § 50 HGO. S 4). Der

Abschiuss von Pachtverträgen stellt zwal fur eine Stadt der Größenordnung von Lan-

genselbold eln regeln'räßig wiederkehrendes Veftvalt!ngsgeschäft dar, da sicherlich

des öfteren l\,1iet- und Pachtvefiräge geschlossen werden. Ber der Verpachiung des

Kinzigsees handelt es sich aber nicht um ein gewöhn iches Pachtverhältnrs, sondern

Lrm ein Vertragsverhältnis über eine öffeniliche Elnrichilrng der Stadt, die von eilrem

nrchi unerheblichen Teil der Einwohnerschaft genutzt \,vird Auch die Pachteinnahmen

bzw. -auF.(endungen gehen über übliche Pachteinnahmen bzw. -auf\/endungen für
ö,- O:.nr^^,ört nrcc 6,^ , o,-.lo' L ahron^ö- \/ö,1^,rll n^.^oc.l,rar n r hr ^ö
geben ist. Schließlich si die Frage, ob der Kinzigsee verpachtet oder von der Stadt

s--lbst bekleben wlrd, eine ötfentlich !nd poltlsch heitlg diskutiefte Thematlk, so dass

von ener Lrntergeordneten politischen Bedeutijng nrcht mehr gesprochen werden

kann.

lnsgesamt rst deshalb von dern Vorliegen e ner wichtigen Ange egenhelt auszugehen.
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Ausschlussgründe gem. § 8b Abs. 2 HGO liegen nicht vor, so dass das Btlrgerbegeh-

ren, einen zulässigen Prüfungsgegenstand betrifft.

2. Antrag

Das Br:lrgerbegehren mLrss e nen Ant[ag auf Durohfr:]hrLrng eines Bürgerentsche des

entha ten (§ Bb Abs. 1 HGO). Die ur]terzelchnenden Bürgerinnen und BLlrger musserl

in Kenntnis darllber sein, dass sie mii ihrer Unierschrlft die Durchführung eines for-

mellen BLlrgerentscheids nach § Bb HGO wr:lnschen.

Zu Begifn des Bürgerbegehrens lst aLrsgeflll'rd, .l\4it me ner Unterschrift beantrage ich

die Durchführufg eines Burgerentscheids nach § 8b HGO zlr folgender Frage:', so

dass diese Voi'aussetzung erfrlllt ist

3. Fragestellung

Das Bürgerbegehren muss des Weiteren eine zentrale Fragestellung aus!!e sen

Nach der Rechtsprechung sowie der kommuna verfassungsrechtlchen Literaiur (VG

Fiairkfuii ai,r l,lain, Beschl. v 2909.i999 - 7 G 2011/99 5-; VG Dresden, Uri v.

05.11.1997, A2..4 K 1363197 - recherchied bei juris Foerstemann, D e Gemeindeor-

gane in Hessen S. 335; Bennemann u a., Kommentar zur HGO, Rdnr. 90 zu § Bb

n\ru r r.r55 ure r rdgE>.c,.rllJ r.r r-J.rJ r'r

keine unterschiedlrchen Auslegungen bzw Unklarherten Raum lässt. Hrerauf se des-

halb besonderes Gewicht zu legen weil die Fragestellung, die zurn Bürgerentscheid

gesteiit werde, cier zenlrale Gegensland des Bllrgerbegehrer'rs sei. Sie gebe die Ent-

scheidung wleder die von den Wahlberechtigten getroffen vr'erden soll (VG Frankfurt

am lvlain, Beschl v. 29 09.1999 - 7 G 2011/99 - recherchierl bel iuris).

So\r'/eit in der Fragestellung gefor.iert wird, elne zeitlch begrenzte VerpachiLrng des

Knzigsees durcl-lzuführen, unr das stäCtische Haushaltsergebnis für die nachfclgen

den Haushaltsjahre zu verbessern und Steuersenkungen sowie soziales Engagement

zu ern]öglicl]er'r fällt zunächst auf dass nicht angegeben wurde wie lange und in wel

cher Form eine Verpachtung des K nzigsees erfolgen soll Auch d e Höhe der Steuer-

senkunqen wurcie nicht angegeben. Insofern llegt hier eine sehr allgeme ne, nicht ins

Konkrete gehende Frageste{lung vor. die im Hinblick auf de Ausführung durch den

l\lagistrat einen großen Handlungssplelraum offen lässt. Andererseits isi zu beftick

sichtigen dass dre grundsälzichen Ziele, nämlich die Verpachtung des Krnzigsees

mögliche Steuersenkungen und soziales Engagemeni genannt slnd. nsoferf v/utden

Rahmenbeding u ngen fon'l'rllliert, dle der l\4agistrat m Rahrnen der Umsetzung zu be-

rüc;s(ntg:n1äirc.'/.;rrJCl.rc.,c.t,g;'Srh:asar".rei-he,lCa^;.sel-e--en,l-{
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ie. Hiefiur spricnl auch, dass gem. § 8b Aos. 7 HGO ein erfolgreicher Bürgerenrscheid

dle Wirkungen erfes Beschlusses der Stadtverordneienversammlung hat so dass

insoweit keine höheren Aniorderungen an die Formlrllerung einer Fragesteilung im

Vergleich zu einer Besch Lrssfassung durch dle Stadtverordnetenversarnmlung geste lt

werden können Der Magistral hat auch hier d e Mög|chkeil m Rahmen der ihm vor-
gegebenen Gesichtsp!nkie eigenständtg zu handeln.

lnsgesami spricht einiges dafür, dass die Fragestellung bestimmt genug formuliert ist.

Fraglich ist, ob n der Fragestellung auf den Beschluss der Stadtverordnetenversamm-

lung vom 1806.2018 Bezug genomn]en häite werden müssen. lm Rahmen dieser

Sitzung wurde der von der FDP-Fraktion zum Nachdruckshaushalt 2018 eingebrachte

Antrag

,Die VetuvallLltg \uird beauftragt nlil d-oD berctts vorl'tandenen lnteressenten fiir
eine Veq)achtung des Kitlzigsees KoDtakt aufzurchtnen Die lnteressenten und

die Angebote shcl in de! Stadt\lerordnetenversamtnlLttg votzLtlegen.'

mehrheitlich abgelehnt

Bei einem kassatorischen Br.lrgerbegehren muss nach einer Entscheidung des Hessi-

schen Verwaltungsger chtshofes vom 15.11.1999 (Hess. VCH HSGZ 2000 S.234)für
die Unterzeichnerinnen und Unierzeichner des Bütgerbegehrens erkennbar sein, dass

sch das Br:lrgerbegehren gegen den Besch[]ss ri.htet [r1aßgeblich für d]e Auslegung

des Bürgerbegehrens tst lnsovr'e t der Erklä ru ngsln hait w e er in der Fragestellung und

der Begr:lndung zum Ausdruck gebracht wird, wie er von den Bürgerinnen und Bür-

gerl] rrnC der] stäCtischen Gremien verstanden werden konfte (Hess. VGH HSGZ

2000, s. 143).

Nach dem lnhalt der Frageste lung im Bürgerbegehren soll generell eine Verpachtung

des Kinzigsees erfoigen, um dle fin na hmesitLrat on z! verbessern und Steuerentlas-

tungen herbeiführeir zu können Dabei soll nicht lediglich we im Ralrmen des Nach-

tragshalrshaltes am 18 06.2018 dlrrch Beschluss abgelehnt ,,mit den bereits vorhan-

denen lnteressenten fLlr ene Verpachtur'rg des Kinzgsees Kontakt aufgenotnmen"

werden. Es soll vielmehr generel elne Verpachtung ggf. auch m t weiteren bzw neue-

ren lfieressenten erlolgen. Der lnhalt des Bürgerbegehrens bezteht sich damii nichi

ediglich auf bereits vorhandene lnteressenien. Insofern soll nichi lediglich der Be"

schluss vom '18.06.2018 aufgehoben rverden sondern es soli eine grundsätzliche

Entscheid!rng über die Verpachtung erfolgen. Elne Zitierung des Beschlusses w€r aus

diesen Grunden entbehrlich

Die Fragestellung im Brlrgerbegehren wird deshalb als zulässig angeseher,.
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4. Begründung

Das Burgerbegehien hai gemäß § B b Abs 3 Satz 2 HGO eine Begründlng zu enthal
ien Besondere Anfo.derungen an den lnha t der Begründung ergeben slch aus § 8 b
HGO nlcht ln der Rechtsprechung wird jedoch vertreten, dass ein Bürgerbegehren

unzLrlass g ist wenn traqende Elemente der BegrLrndung unrichiig slnd (OVG i,1ünstei

NVWZ-RR 2002. 766). Dle Begründung dient dazu, die Unterzeichner über den Sach

verhalt und die Argumente der lnitiatoren aufzuklären Sie können diese Funktion nur
r ure uir'gesrc,rre ullLt we5e'itlrrrl

seien, zuträfen \ /ellungef, Scl'rluss{o gerungelr bzru .Überzechnungen mLlssten

aLlerdings hingenomn]en werden wenn inr Kern kerne falsche Darstellung edolgt sei

(OVG Koblenz NWvZ'RR 1997, 241)

Soweit in der Begründunq anqegeben wrd, dass der städiische Haushat bei einer

Verpachtung des Kinzigsees lähr ich in Höhe von ca. 250 000,00 Euro entlastet weL
den kann, steilt sich die Frage, ob diese Aussage richtig st Berücksichtlgt man die

Haushaltsansätze 2018 ,,Ansätze Strandbaci Kinzigsee so ergibt sich eine Summe

der lährlichen Auflvendungen fLlr das St.andbad in Höhe von 291.790.00 Euro. Dem-

gegenLlber e[geben sich Eüräge durch Einkittsge]der und andere sonstige betriebli

chen Edräge wie z. B. Parkgebühren in Höhe von rnsgesanrt 120.000,00 Euro. Die

Summe der Alrfwendungen abzirgllch der Sun me der Erträge ergibt somit einen Be'

trag in Höhe von ca. 172.000.00 Euro. Der städtsche Haushait könnie damit auf der

Grundlage des Haushaltes 2018, was die Surnme der Aui,,/endungen und Erträge

formal lediglich eine Entlastung in dieser Höhe erfahren. ln der Fragesteliung sind in-

sofern 78.000,00 Euro n]ehr an EntlastLrng angegeben vr'orden dle sich zumlndest

aus dem Haushalt 2018 bzw. Nachtr agshaushalt 2018 n chi begründen lassen

Dabei ist aber zu berücl(sicht gen, dass eh,\ialge Pachteinnahmen, die der Stadt bei

eine!" Verpachtung des Kinzigsees zListelren ir'/ürden, unberucksichtigt bleibe . Aus

den Unteriagen ergeben sich keine H nweise, wle hoch sich die Pachteinnahmen be-

laufen könnten Bertlcksichtigt man den Dlfferenzbeirag in Hohe von 78 000,00 Euro

wr]rde sich die monatliche Pachielnnahnre auf ca. 6.500 00 Euro be aufen, was nach

diesseliiger Sicht als nicht gänzlich unrealistisch betrachtet werden kann lnsofern lst

auch zu berücksichtrgen, dass in dei Begrundung des Bürgerbegehrens eine ,ca. -

Angabe gernacht wurde, so dass den unierzeichnenden Bürgerinnen und Bürger deui-

|cl'r u/erden musste, dass es sich hier um einen ungefähren Schätzbetrag handelt Der

genannte Betrag stelli sioh deshaib nach diesseitrger Sicht nicht als gänzlrch l]nrlchtig

bzw. im Kern unzuireffend dar
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Richtig lst auch nach ALrskunft der Verwaltung, dass der zltierte Betrag in Höhe von

ca. 250.000 00 Euro eiwa 50 Hebesatzpunkten be der Grundsteuer B entsprjcht und

der Hebesatz durch Besch uss der Stadtverordnetenversarnmlung im Sommer 2018

von 550 auf 685 Hebesatzpur'rkie erhöhi wurde

Sowelt des Vveiteren ausgeführt wird, dass bei einer effolgreichen Verpachtung des

könne. ist dies ebenfalls nrcht falsch.

lnsgesarnt ist deshalb die Begründung als ausreichend anzusehen.

5. Kostendeckungsvorschlag

Das Bürgerbegehren muss darüber hinaus einen nach den gesetzichei't Bestimmun-
gen durchfi:lhrbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der veriangten Maßnahme

enthalten. Hierbei soll der Bürgerschaft ihre Verantwortung lür dle Kosten und dle fi-

nanziellen Folgen vor Augen gefuhrt werden Nach einer Entscheidung des Hessl-

schen Verwaltungsgerichtshofes (Hess. VGH HSGZ 1996 S. 465) sind Bestandieile

des Kostendeckungsvorscl]lages die Angaben über die voraussiclltliche Höhe der

Maßnahme sowie d e zu erwartenden Fo gekosten Dabei düden d e Anforderungen

an den Kosiendeckungsvorschlag ncht überspannt werden so dass überschlägige

und geschätzte, aber schlüssige Angaben genügen \ryerl die initiatoren eines Bürger-

begehrens regelmäßig nichi über das Fachv/ ssen .ier Behörde verfllgen und weil die-

ses plebiszitär demokratische Element andernfalls weitgehend leerliefe (Hess. VGH

HSGZ 2009 S. 332, 339 unter Very,/eis auf OVG l\rlünster, Beschl v 19.03.2004 - 15

B 522104)

Soweit in dem Bürgerbegehren ausgefühfi vr'ird. dass das An iegen des Bürgerbegeh-

re.s eine l\laßr al 1 e zu' Pd-5.a rsko sl iJ crü-.E il: -nü ii- fi-Eil,n s ic nr iregdtl
ven Ausw$kungen auf den stadtrschen Haushalt hat, ist dies grundsätzlich nicht

falsch. Die Angabe elnes Kosiendeckungsvorschlages lst entbehrllch.

6. Vertrauenspersonen

Das Bürge.begehren muss bis zu drei Veftrauenspersonen enthalten. Drese Vora!s-

setzung ist effllllt
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7. 8-Wochen-Frist

Richtet sich ein Bürgerbegehren gegen einen Besch uss der Stadtverordnetenver-

sammlung riuss es innerhalb von acht Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses

elngereicht worden sein (§ 8b Abs. 3 S. 1 HGO).

Wie bereits oben dargelegt, ist davon auszugehen dass srch das Bürgerbegehren

nicht gegen den Beschluss der Stadtverordnetenversarnmlung vom 18.06.2018 zum

Nachtragshaushalt 2018 richtet, so dass die I'Wochen-Frist nicht eingehalten \'!erden

musste.

8. Unterschriften

Das Buigerbegehren n-russ von mindestens 10 % der be der lelzten städtischen Wahl

amtich ermitteten Zahl der wahlberecht gten Einwohner unterzeichnet sein (§ Bb

Abs. 3 Satz 3 HGO). Zur letzten Gemeindewahl im l\lärz 2016 weref nach Angaben

der Verwaltung 11.092 Bürgerinnen und Btlrger wahlberechtigt. Das erforderliche

10 %-Qlorum beträgt damit 1.109 Bürgerinnen und Bürger. Nach Angaben der Ver-

waltlrng weist das BLlrgerbegehren nrchl wie von den Vertrauenspersonen ausge-

führt 1.320 Unterschriften, sondern vielmehr '1.336 Unterschriften auf. Davon waren

1.270 Unterschriften gültig und 66 Llnterschrlften ungultig. Die Zählungen stimmen mii

dem Erqebnis des Prufsystems der ekom überein

Das eforderliche Quorum ist damit effüllt.

lm Ergebnis ist somit festzustellen, dass das vorliegende Bürgerbegehren zu-

lässig ist.

Mit freundlichen Grüßen
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